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Sehr geehrte Mandantin,  

sehr geehrter Mandant, 

nachfolgend haben wir in dieser Ausgabe wieder aktuelle Urteile und Neuerungen aus dem Steuer- und Wirtschaftsrecht für Sie 

zusammengestellt. 

 

 STEUER- UND WIRTSCHAFTSRECHT 

 

Arbeitnehmer/Arbeitgeber 

Mindestlohn steigt 

Die Mindestlohnkommission hat am 30.06.2020 beschlos-

sen, den gesetzlichen Mindestlohn von derzeit 9,35 € pro 

Stunde bis zum 01.07.2022 in vier Stufen auf 10,45 € pro 

Stunde zu erhöhen. 

Danach sind folgende Erhöhungen vorgesehen (jeweils 

brutto je Zeitstunde): 

◼ Zum 1.1.2021: 9,50 €, 

◼ zum 1.7.2021: 9,60 €, 

◼ zum 1.1.2022: 9,82 €, 

◼ zum 1.7.2022: 10,45 €. 

Hinweis: Aufgrund der Mindestlohnerhöhung sind insbeson-

dere Minijobverträge zu prüfen. Damit die Verdienstgrenze 

für einen Minijob von 450 € pro Monat eingehalten werden 

kann, darf die wöchentliche Arbeitszeit ab 01.01.2021 

http://www.niemann-stbg.de/
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maximal 10,75 Stunden betragen. Zum 01.01.2022 muss die 

wöchentliche Arbeitszeit auf 10,5 Stunden reduziert werden, 

um die 450 €-Grenze einzuhalten. Wir empfehlen, die Redu-

zierung der Arbeitszeit vor dem 01.01.2021 mit dem Mitar-

beiter zu vereinbaren. 

Die Mindestlohnanpassung lässt laufende Tarifverträge im 

Wesentlichen unberührt. Der Mindestlohn gilt weiterhin u. a. 

nicht für Jugendliche unter 18 Jahren ohne Berufsausbil-

dung, Auszubildende im Rahmen ihrer Ausbildung, Prakti-

kanten eines unter drei Monate dauerndes Praktikums oder 

eines Pflichtpraktikums, Langzeitarbeitslose während der 

ersten sechs Monate ihrer Beschäftigung sowie ehrenamt-

lich Tätige. 

Entfernungspauschale bei Hin- und 
Rückfahrt an verschiedenen Tagen 

Fährt ein Arbeitnehmer an unterschiedlichen Tagen zur Ar-

beit hin und wieder nach Hause zurück, erhält er für die je-

weilige einfache Fahrt nur die halbe Entfernungspauschale, 

d. h. nur 0,15 € pro Entfernungskilometer. Relevant wird 

dies, wenn der Arbeitnehmer z. B. am Tätigkeitsort über-

nachtet oder über Nacht arbeitet und erst am nächsten Tag 

wieder nach Hause fährt. 

Hintergrund: Arbeitnehmer erhalten für Fahrten zwischen 

Wohnung und erster Tätigkeitsstätte eine Entfernungspau-

schale von 0,30 € pro Entfernungskilometer (einfache Stre-

cke, nicht Hin- und Rückfahrt). Bei einer Entfernung von 

10 km kann der Arbeitnehmer also pro Arbeitstag 3 € als 

Werbungskosten geltend machen. 

Sachverhalt: Der Kläger war als Steward für eine Fluggesell-

schaft tätig. An 31 Tagen im Jahr fuhr er zum Flughafen, 

ohne am selben Tag zu seiner Wohnung zurückzufahren; 

vielmehr kehrte er erst am Folgetag zurück, nachdem sein 

Dienst geendet hatte. Er machte sowohl für die Tage, an de-

nen er zum Flughafen hingefahren ist, als auch für die Tage, 

an denen er vom Flughafen zurückgefahren ist, d. h. für ins-

gesamt 62 Tage, die Entfernungspauschale in voller Höhe 

von 0,30 € pro Entfernungskilometer geltend. Das Finanz-

amt erkannte lediglich den halben Betrag, d. h. 0,15 € pro 

Entfernungskilometer, an. 

Entscheidung: Der Bundesfinanzhof (BFH) wies die hierge-

gen gerichtete Klage ab: 

◼ Bei dem Flughafen handelte es sich um die erste Tätig-

keitsstätte des Klägers, so dass für die Fahrten zwischen 

Wohnung und Flughafen grundsätzlich die Entfernungs-

pauschale zu gewähren war. 

◼ Die Entfernungspauschale knüpft an den Normalfall an, 

dass der Arbeitnehmer am selben Tag hin- und zurück-

fährt. Der Kläger ist aber nicht am selben Tag zurückgefah-

ren, sondern erst am jeweiligen Folgetag. 

◼ Legt der Arbeitnehmer an einem Arbeitstag nur die Hinfahrt 

oder nur die Rückfahrt zurück, erhält er nur die halbe Ent-

fernungspauschale. Die gesetzliche Regelung über die 

Entfernungspauschale ist nach ihrem Zweck entsprechend 

auszulegen und zu reduzieren. 

◼ Der Kläger erhält daher für 31 Tage, an denen er zum Flug-

hafen gefahren ist, eine Entfernungspauschale von 0,15 €. 

Und er erhält für 31 Tage, an denen er vom Flughafen nach 

Hause gefahren ist, ebenfalls eine Entfernungspauschale 

von 0,15 €. 

Hinweise: Der Kläger erhält damit insgesamt nur den halben 

Werbungskostenbetrag. Durch die jeweils hälftige Berück-

sichtigung der Entfernungspauschale wird er jedoch nicht 

schlechter gestellt als ein Arbeitnehmer, der am selben Tag 

hin- und zurückgefahren wäre. Denn der Kläger hat an zwei 

Tagen (Tag der Hinfahrt und Tag der Rückfahrt) nur die 

halbe Strecke eines Arbeitnehmers, der an jedem der beiden 

Tage hin- und zurückgefahren wäre, zurückgelegt. 

Die Entscheidungsgrundsätze gelten auch für den betriebli-

chen Bereich. 

Unternehmer 

Gewerblicher Grundstückshandel bei 
Errichtung eines Erweiterungsbaus 

Ein gewerblicher Grundstückshandel kann auch dadurch 

entstehen, dass der Steuerpflichtige auf einem Grundstück, 

das ihm seit mehr als zehn Jahren gehört, ein neues Ge-

bäude errichtet und das Grundstück anschließend veräu-

ßert. Für die Annahme eines gewerblichen Grundstückshan-

dels genügt es jedoch nicht, dass das bereits vorhandene 

Gebäude lediglich erweitert oder in seinem Zustand wesent-

lich verbessert wird. 

Hintergrund: Wer Immobilien vermietet, erzielt Einkünfte 

aus Vermietung und Verpachtung. Wer eine Immobilie ver-

kauft, kann sonstige Einkünfte oder Einkünfte aus Gewerbe-

betrieb erzielen (sog. gewerblicher Grundstückshandel). Der 

Gewinn aus dem Verkauf einer Immobilie bleibt u. a. dann 

steuerfrei, wenn ein Verkauf nach Ablauf der zehnjährigen 

Spekulationsfrist erfolgt; außerdem ist der Gewinn nicht ge-

werbesteuerpflichtig. Wer allerdings von vornherein vorhat, 

die Immobilie vorrangig zu verkaufen, wird gewerblich tätig. 

Als Faustregel gilt: Wer innerhalb von fünf Jahren mehr als 

drei Immobilien kauft und verkauft, ist gewerblicher Grund-

stückshändler. 

Streitfall: Der Kläger errichtete 1980 auf einem Privatgrund-

stück eine Seniorenresidenz, die er an eine GmbH vermie-

tete. 1999 beantragte er eine Baugenehmigung für einen Er-

weiterungsbau, der 2004 fertiggestellt wurde. Durch den Er-

weiterungsbau verdoppelte sich die Kapazität der Pflege-

plätze. Der Kläger brachte die Immobilie zum 1.7.2005 in 

eine im Jahr 2000 gegründete GmbH & Co. KG ein, deren 

alleiniger Kommanditist er war. Die KG übernahm die Ver-

bindlichkeiten, die mit der Immobilie zusammenhingen. Das 

Finanzamt nahm einen gewerblichen Grundstückshandel 

an, weil der Kläger wie ein Bauträger tätig geworden sei und 

weil er über eine andere KG noch elf Baulandgrundstücke 

verkauft habe. Die Einbringung des Grundstücks in die KG 

habe daher zu einem gewerblichen Gewinn geführt. 

Entscheidung: Der Bundesfinanzhof (BFH) hält einen ge-

werblichen Grundstückshandel für möglich und hat die Sa-

che zur weiteren Aufklärung an das Finanzgericht (FG) zu-

rückverwiesen: 

◼ Auch wenn ein Steuerpflichtiger innerhalb von fünf Jahren 

weniger als vier Objekte kauft und veräußert, kann ein ge-

werblicher Grundstückshandel vorliegen. Dies ist der Fall, 
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wenn feststeht, dass der Steuerpflichtige eine unbedingte 

Veräußerungsabsicht hatte. Ein Indiz hierfür ist, dass der 

Steuerpflichtige das Grundstück schon vor dem Abschluss 

der Bebauung durch ihn verkauft. Für einen gewerblichen 

Grundstückshandel spricht, wenn der Steuerpflichtige wie 

ein Bauunternehmer, Generalübernehmer oder Baube-

treuer tätig wird. 

◼ Auch die Veräußerung eines kurz zuvor vom Steuerpflich-

tigen bebauten Grundstücks kann zu einem gewerblichen 

Grundstückshandel führen. Entsprechendes gilt für ver-

gleichbare werterhöhende Aktivitäten wie die Erschließung 

eines Grundstücks oder die Teilung eines Mehrfamilien-

hauses in Eigentumswohnungen und deren umfangreiche 

Sanierung vor der Veräußerung. Weiterhin sprechen auch 

der Abriss des bisherigen Gebäudes und der in Veräuße-

rungsabsicht erfolgte Neubau für einen gewerblichen 

Grundstückshandel. In den hier genannten Fällen können 

daher auch Grundstücke, die der Steuerpflichtige seit mehr 

als zehn Jahren hält, zum gewerblichen Grundstückshan-

del zählen. 

◼ Im Streitfall könnten die Baumaßnahmen des Klägers zu 

einem gewerblichen Grundstückshandel geführt haben, 

wenn hierdurch ein neues Gebäude hergestellt worden 

ist, sei es als eigenständiges Gebäude neben dem bisheri-

gen Altbau, sei es als selbständiger Gebäudeteil oder sei 

es durch Entstehung eines einheitlichen neuen Gebäudes, 

das aus dem Altbau und dem Erweiterungsbau besteht. Al-

lein die Verdoppelung der Kapazität spricht allerdings noch 

nicht für die Herstellung eines neuen Gebäudes; vielmehr 

wäre erforderlich, dass der Erweiterungsbau eine eigene 

statische Standfestigkeit aufweist. 

Hinweise: Das FG muss nun prüfen, ob ein neues Gebäude 

entstanden ist oder ob der Erweiterungsbau lediglich mit der 

Altbausubstanz verschachtelt worden ist, ohne eine eigene 

statische Standfestigkeit aufzuweisen und ohne dem Gesam-

tensemble das Gepräge zu geben. Eine Flächenvergrößerung 

von 150 % oder mehr würde für die Entstehung eines neuen 

Gesamtgebäudes sprechen. 

Sollte der Kläger einen gewerblichen Grundstückshandel 

betrieben haben, hätte er das Grundstück aus seinem Be-

trieb „Gewerblicher Grundstückshandel“ in die GmbH & Co. 

KG eingebracht. Diese Einbringung wird als Veräußerung 

behandelt, weil der Kläger hierfür Gesellschaftsrechte erhielt 

und weil die GmbH & Co. KG die Verbindlichkeiten des Klä-

gers übernahm. Zum gewerblichen Grundstückshandel 

würde auch das Altgebäude und der auf das Altgebäude ent-

fallende Grund und Boden gehören. 

Sollte hingegen kein neues Gebäude entstanden sein, son-

dern die bisherige Gebäudesubstanz lediglich erweitert oder 

wesentlich verbessert worden sein, bestünde kein gewerbli-

cher Grundstückshandel. Die Einbringung in die GmbH & 

Co. KG löst dann weder Einkommen- noch Gewerbesteuer 

aus. 

Tantieme-Zufluss beim beherrschenden 
Gesellschafter-Geschäftsführer 

Einem beherrschenden Gesellschafter-Geschäftsführer ei-

ner GmbH fließt eine Tantieme steuerlich bereits vor der 

Auszahlung zu, wenn er einen fälligen Anspruch auf die 

Tantieme gegen die GmbH hat und die GmbH zahlungsfähig 

ist. Soll die Tantieme nach der Tantiemevereinbarung erst 

einen Monat nach der Feststellung des Jahresabschlusses 

der GmbH fällig sein, kommt es auch erst einen Monat nach 

der Feststellung des Jahresabschlusses der GmbH zu ei-

nem steuerlichen Zufluss der Tantieme beim beherrschen-

den Gesellschafter-Geschäftsführer, selbst wenn der Jah-

resabschluss verspätet aufgestellt und festgestellt worden 

ist. 

Hintergrund: Grundsätzlich fließen einem Arbeitnehmer Ein-

nahmen erst mit der Auszahlung in bar oder mit der Gut-

schrift auf seinem Girokonto zu. Eine Ausnahme gibt es für 

beherrschende Gesellschafter einer GmbH, die mehr als 

50 % der Stimmrechte haben: Bei ihnen kann ein sog. fikti-

ver Zufluss von Arbeitslohn angenommen werden, wenn sie 

eine fällige und unbestrittene Forderung gegen ihre GmbH 

haben und die GmbH zahlungsfähig ist. Denn sie haben es 

aufgrund ihrer Beherrschung in der Hand, sich jederzeit den 

fälligen Betrag auszahlen zu lassen. 

Sachverhalt: Der Kläger war mit 51 % an der A-GmbH und 

mit 100 % an der B-GmbH beteiligt. Er war bei beiden Ge-

sellschaften Geschäftsführer und sollte eine Tantieme erhal-

ten. Nach der Tantiemevereinbarung sollte die Tantieme ei-

nen Monat nach Feststellung des Jahresabschlusses der je-

weiligen GmbH fällig sein. Die Bilanzen der A-GmbH und der 

B-GmbH wurden jeweils im Dezember 2009 festgestellt. Das 

Finanzamt nahm einen fiktiven Zufluss der Tantieme beim 

Kläger noch im Dezember 2009 an und erhöhte seine Ein-

künfte aus nichtselbständiger Arbeit. 

Entscheidung: Der Bundesfinanzhof (BFH) verneinte einen 

Zufluss im Jahr 2009 und gab der hiergegen gerichteten 

Klage statt: 

◼ Ein fiktiver Zufluss setzt bei einem beherrschenden Ge-

sellschafter einer GmbH voraus, dass er einen fälligen An-

spruch gegen die GmbH hat. Zwar wird ein Tantiemean-

spruch grundsätzlich mit der Feststellung des Jahresab-

schlusses fällig. Diese Fälligkeit kann aber vertraglich ab-

bedungen werden. 

◼ Im Streitfall war die Fälligkeit durch die Tantiemevereinba-

rung um einen Monat nach hinten verschoben worden, so 

dass die Tantieme jeweils erst einen Monat nach Feststel-

lung des Jahresabschlusses fällig werden sollte. Da beide 

Jahresabschlüsse erst im Dezember 2009 festgestellt wur-

den, trat die Fälligkeit der Tantieme jeweils erst im Ja-

nuar 2010 ein und nicht mehr im Streitjahr 2009. 

◼ Aus der Feststellung der beiden Jahresabschlüsse im De-

zember 2009 ergibt sich keine Fälligkeit. Denn damit würde 

die vertragliche Vereinbarung zwischen dem Kläger und 

der A-GmbH bzw. der B-GmbH missachtet werden, die 

eine Fälligkeit erst einen Monat nach der Feststellung des 

jeweiligen Jahresabschlusses vorsah. 

Hinweise: Die verspätete Feststellung des Jahresabschlus-

ses für 2009 führte zu einer Verschiebung der Fälligkeit des 

Anspruchs des Klägers, die steuerlich zu beachten ist. Der 

BFH lässt aber offen, ob dies auch dann gilt, wenn der Jah-

resabschluss zielgerichtet verspätet festgestellt wird, um die 

Fälligkeit des Tantiemeanspruchs in einen anderen Veranla-

gungszeitraum zu verschieben. Dies könnte im Einzelfall ein 
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Gestaltungsmissbrauch sein; allerdings gab es im Streitfall 

keine Anhaltspunkte für einen Gestaltungsmissbrauch.  

Richtigerweise muss die Tantieme im Jahr 2010 versteuert 

werden, selbst wenn sie erst in einem späteren Jahr ausge-

zahlt wird. Erfolgt die Auszahlung erst ab 2011, muss sie 

aber nicht noch einmal versteuert werden. 

Kapitalanleger 

Verlustbescheinigungen  

Kapitalanleger, die z. B. 

◼ bei mehreren Banken Wertpapierdepots oder  

◼ bei einer Bank mehrere Depots unterhalten oder  

◼ daneben noch Investmentdepots bei der bankeigenen 

Fondsgesellschaft unterhalten, 

müssen den Stichtag 15. 12. 2020 beachten. Denn in diesen 

Fällen ist eine Verlustverrechnung im selben Jahr aus-

schließlich im Rahmen der Jahressteuererklärung möglich. 

Die zu viel gezahlte Abgeltungsteuer wird dann insoweit er-

stattet, als eine Verrechnung der Gewinne mit Verlusten er-

folgt. Dazu sind bei der Einkommensteuererklärung 2020 

Verlustbescheinigungen vorzulegen, die bei den Geldinstitu-

ten bis zum 15. 12. 2020 beantragt werden können; es 

handelt sich hierbei um eine Ausschlussfrist. Wird die Frist 

versäumt, werden die Verluste automatisch auf das Folge-

jahr übertragen und können nicht im Rahmen der Einkom-

mensteuererklärung mit Gewinnen bei anderen Banken ver-

rechnet werden. 

Alle Steuerzahler 

Kosten für Masterstudium abzugsfähig 

Die Kosten für ein Erststudium wie z. B. für einen Bachelor-

Abschluss sind nach dem Gesetz weder als Werbungskos-

ten noch als Betriebsausgaben absetzbar. Anders ist dies 

allerdings bei den Kosten für ein anschließendes Master-

Studium, da dieses kein Erststudium mehr ist, sondern sich 

an ein solches anschließt.  

Hintergrund: Der Gesetzgeber hat im Jahr 2011 mit Wirkung 

ab dem Veranlagungszeitraum 2004 den Werbungskosten- 

und Betriebsausgabenabzug für Aufwendungen für ein Erst-

studium oder eine Berufsausbildung ausgeschlossen. Dies 

gilt nicht, wenn die Berufsausbildung oder das Erststudium 

im Rahmen eines Dienstverhältnisses erfolgen. 

Streitfall: Die Klägerin begann nach ihrem Abitur im Jahr 

2003 ein Studium der Psychologie und schloss dieses im Juli 

2006 mit dem sog. Bachelor ab. Ab Oktober 2006 nahm sie 

ein Master-Studium der Neuro- und Verhaltenswissenschaf-

ten auf. Sie machte die Kosten für das Psychologiestudium 

sowie für das Masterstudium als Werbungskosten geltend. 

Das Finanzamt erkannte die geltend gemachten Werbungs-

kosten nicht an. 

Entscheidung: Der Bundesfinanzhof (BFH) gab der Klage 

statt, soweit es um die Kosten für das Master-Studium ging: 

◼ Die Kosten für das Master-Studium sind als Werbungskos-

ten absetzbar, weil das Master-Studium kein Erststudium 

ist, sondern erst nach Abschluss des Erststudiums der Psy-

chologie aufgenommen worden ist. Die Kosten waren be-

ruflich veranlasst, weil die Klägerin das Studium benötigte, 

um Einnahmen als qualifizierte Psychologin zu erzielen. 

◼ Hingegen fallen die Aufwendungen für das Studium der 

Psychologie mit dem Bachelor-Abschluss unter das ge-

setzliche Abzugsverbot. Denn bei dem Studium handelte 

es sich um das Erststudium, das die Klägerin nach dem 

Abitur aufgenommen hatte. 

Hinweise: Greift das gesetzliche Abzugsverbot, können die 

Aufwendungen dennoch steuerlich berücksichtigt werden, 

und zwar als Sonderausgaben bis zur Höhe von 6.000 €. Al-

lerdings wirken sich Sonderausgaben bei geringen Einkom-

men, wie sie Studenten üblicherweise erzielen, nicht aus, 

und sie können auch nicht in andere Veranlagungszeiträume 

zurück- oder vorgetragen werden. Ein derartiger Verlust-

rücktrag bzw. -vortrag ist nur bei negativen Einkünften mög-

lich, die durch Werbungskosten oder Betriebsausgaben ent-

stehen können, nicht aber durch Sonderausgaben. 

Das Bundesverfassungsgericht hat den gesetzlichen Wer-

bungskosten- und Betriebsausgabenausschluss in einer 

Entscheidung aus dem Jahr 2019 als verfassungsgemäß 

angesehen. Noch nicht geklärt ist, ob dies auch für die Rück-

wirkung gilt; denn das Abzugsverbot ist im Jahr 2011 rück-

wirkend ab dem Veranlagungszeitraum 2004 eingeführt wor-

den. Der BFH hat die Frage der Verfassungsmäßigkeit der 

Rückwirkung in der aktuellen Entscheidung nicht angespro-

chen. 

 STEUERTIPP 

Weihnachtsgeschenke 

Die steuerliche Abzugsfähigkeit für Weihnachtsgeschenke 

richtet sich danach, ob der Empfänger des Geschenkes ein 

Geschäftspartner oder ein Mitarbeiter ist: 

Weihnachtsgeschenke an Geschäftspartner und dessen Ar-

beitnehmer können als Betriebsausgaben geltend gemacht 

werden, wenn ihr Wert pro Person und Jahr 35 € nicht über-

steigt. Bereits ein geringes Überschreiten der 35-€-Grenze 

führt dazu, dass der gesamte Betriebsausgabenabzug ent-

fällt. Geschenke aus unterschiedlichen Anlässen (z. B. Ge-

burtstag und Weihnachten) an dieselbe Person sind dabei 

zusammenzurechnen und dürfen die 35-€-Grenze in 

Summe nicht überschreiten. 

Weihnachtsgeschenke an eigene Mitarbeiter dürfen abga-

benfrei überreicht werden, wenn ihr Wert pro Mitarbeiter 

40 € nicht übersteigt. Das gilt allerdings nur, wenn der Mitar-

beiter keine weiteren Sachbezüge (z. B. Tankgutscheine) er-

hält und das Weihnachtsgeschenk außerhalb der Weih-

nachtsfeier überreicht wird. 

Werden Weihnachtsgeschenke im Rahmen der betriebli-

chen Weihnachtsfeier überreicht, darf das Geschenk sogar 

60 € kosten, ohne dass Lohnsteuer oder Sozialabgaben fäl-

lig werden. Dies setzt jedoch voraus, dass der Freibetrag 

von insgesamt 110 € pro Mitarbeiter für die gesamte Weih-

nachtsfeier (Essen, Trinken, Eintritt, Geschenk etc.) nicht 

überschritten wird. In diesem Fall darf der Mitarbeiter sogar 

weitere Sachbezüge (z. B. Tankgutscheine) erhalten. 


